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Sachdarstellung 

 

Das BMVI hat mit Erlass vom 02.06.2015 (s. Anlage) nähere Angaben zum weiteren 
Verfahrensablauf zur Neuaufstellung des Bundesverkehrswegeplans  (BVWP) 2015 
gemacht. 
 
Der Regionalrat Münster hatte mit seinen Beschlüssen vom 
 

• 17.09.2012 zum Teilbereich Schienenwege (Sitzungsvorlage 42/2012) und 
Wasserstraßen (Sitzungsvorlage 50/2012) 

• 17.12.2012 zum Teilbereich Straßen (Sitzungsvorlage 54/2012) 

Projekte zur fachlichen Bewertung durch vom Bund bestellte Gutachter vorgeschla-
gen. Diese Liste wurde vom Landesverkehrsministerium (MBWSV) weitestgehend 
dem BMVI gemeldet. 
 
Die Projektbewertungen zu allen bundesweit gemeldeten Vorhaben der Bereiche 
Straßen, Schienenwege sowie Wasserstraßen laufen voraussichtlich noch bis Sep-
tember 2015. Danach wird auf dieser Basis der 1. Referentenentwurf des Bundes er-
arbeitet, der insbesondere die Bewertungsergebnisse und die Dringlichkeitseinstu-
fung der Projekte enthalten wird. 
 
Anschließend wird das gesetzlich festgelegte, den Anforderungen der Strategischen 
Umweltprüfung (SUP) entsprechende Konsultationsverfahren nach dem Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) durchgeführt. Dazu werden über einen 
(vom BMVI noch hinsichtlich des ersten Auslegungstages konkret festzulegenden) 
Zeitraum von 6 Wochen im Oktober / November 2015 parallel die Öffentlichkeit und 
die Bundesländer beteiligt. 
 
Bei der Öffentlichkeitsbeteiligung muss nach den Vorgaben des UVPG neben der 
Bereitstellung der Unterlagen im Internet auch eine bundesweite "physische Ausle-
gung" erfolgen. Diese ist bundesseitig in insgesamt 20 Städten im Bundesgebiet 
zeitgleich vorgesehen (in NRW bei den Bezirksregierungen Düsseldorf und Münster). 
Alle Interessierten können sich schriftlich oder über das Internet in einem Formular 
zum 1.Referentenentwurf äußern. 
 
Das Konsultationsverfahren endet mit der Vorlage einer eventuell überarbeiteten 
Fassung des BVWP (2. Referentenentwurf des Bundes), der Grundlage für den Ka-
binettbeschluss sein wird. 
 
Für die Länderbeteiligung, die in NRW den vorangehenden Beschluss des Verkehrs-
ausschusses des Landtages auf Grundlage der Voten der Regionalräte erfordern, ist 
der Zeitrahmen von 6 Wochen äußerst knapp bemessen. Ob das Land NRW bzw. 
die landesseitig benannten Ansprechpartner aus den beiden o.a. Bezirksregierungen 
gegenüber dem Bund, der den Kabinettbeschluss Ende 2015 herbeiführen will, einen 
längeren verwaltungsinternen Vorlauf zur Erstellung der Vorlagen erreichen können, 
bleibt abzuwarten. 
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Sofern es dabei verbleiben sollte, den Kabinettbeschluss der Bundesregierung un-
bedingt noch bis Ende 2015 herbeizuführen, werden sich Sondersitzungen der 
Regionalratsgremien, voraussichtlich im November 2015, kaum vermeiden las-
sen. 
 
Über die weitere Entwicklung zu den Eckpunkten des Konsultationsverfahrens bzw. 
hinsichtlich etwaiger Veränderungen zur Länderbeteiligung wird in den Gremiensit-
zungen mündlich informiert. 
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Betreff: Bundesverkchrs egcplan 2015 - Arbeitsstand und Unter¬
stützung bei  er Durchfüh un  der Öffentl chkeitsbeteiligun 

Aktenzeichen; Gl2/3213.3/5
Dat m; Berlin, 2.G. <0  

Sehr geehrte; Kolleginnen und Kollegen,

das Bundesmin ste iu  ftir Verk    und digitale Infrastruktur (BMVI)
arbeitet derzeit an der Aufsteli ng des Bundesverkehrswegeplans 2015
(BV P). Hierzu  öchte ich Sic Ube   en a tuellen A beitsstand so¬
wie  e  Zeitplan informie en, Ich möchte Sie zude   m Ihre konk ete
Unte stützung bei  e  Durchfüh ung der ÖffcntlichkeUsbeteili ung
zum BVWP bitten. . .

Die B wertungen der für den BVWP vorgeschlagenen Projekte  uf
Basis der  erkeh sprognose 2030 un   er modernisierten Bewer¬
tungs ethodik laufen vsi. noch bis Septem er 2015. Auf Basis der
Projektbev/ertungen wi d   im Her st 2015 der Referentenentwurf des
BVWP erarbeitet, der insbesondere die Be ertuiigsergebnisse und die
Dringlich eitseinstufung der P ojekte en halten: wir . Zusätzlich wer¬
den alle detaillie ten Untersuchuagsergebnisse zu den einzelnen Pro¬
jekten im Intern t i  ei e   rojektinfor ationss stei  (PRINS) veröf¬
fentlicht. Seibstverstäiidlic   erden wi  Ihre Länd  v  waltnngeh pa-
raliel zur Erarbeitung d s B  P-Ent urfs in geeignete  Form infor¬

ieren.
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ßynd.esmittfs erium;
fürVe.ck$hrtjdd.
digit le Infrästriiktur

öf em für £pcji? des;  abres 2Ö15 sngesü ebteii Kabiriettbescldu?s
ird der Ent yurf des B¥WP ersiwals biner BebÖfdeö  

lichkeitsbeteiligung «nterzogen. DasKonsultation 
gesetzlichen Anforderungen der Strate ische  Ümweltprüfung (SUP)
nach de  Para raphen 1.4h bis 14] des Gesetzes Übe  die Umweltve -
tr gliclikeftsprüfung(yVPG).

Nach den Vor  be  des UVPG müssen der Entwurf des BV  P u  
er Gmweltbericht für ei e

dass eine wirksame Beteiligu g m glich ist. Dies umfasst eine physi¬
sch  Auslegu g  er Unt  lagen mit einer ergänzenden Bereitstellüng
über das Internet für die Dauer von Sechs Woc en. Währen  dieser
Zeit kami sich jeder nrlt eine  Stellungnahme zum Geääiftt iaftentwurj 
es BV  P beteiligen.

Die physische Ausiegrifllg Soli ih ihsgeSanaf 2Ü Stä ten in Deutschfähd
erfolgen* um eine hinreichen e Abdeckun  des Bundesgebiets sicher-
zustellen.  azu ist die Ausle un  iij den sechzehn Landeshauptstädten
sowie zusätzlich in den Lände n Baden-Württemberg, Bayern, Hessen .
und Nor rhein-Westfalen jeweils auch in einer weiteren,  äumlich
eeigneten Stadt geplant. Ziel ist dabei u.a. ein möglichst einheitliches

Auslegungsver ahren. E örterungster ine vor Ort oder Bür er ialoge
sind irn I firnem er ph sischen

Für die  hysisc e Auslegun  der BV P Hntef jagen benhtige Ic  I  h:
UnterstÜtrahg un  bitte :Si. i in ihren Laiideshaü tstädten sowie im
Falle d r oben genannten Länder in weite en  eeigneten Städten pas-

e;Räun ch  n'b bgtsteIiet  Öies
i m L ndesverkehrsininisteriunl oder in anderen Landesbehö den sein.
Öainit  ird aus meine  Sicht ein  ich iger Beitra  g leistet , u   i 
Roll  der Länder bei der Bundesve kehrs ege laniin  fü  die Büfgc 
rinnen, und Bürger sichtbar zu machen.

Uin Sie bei de  Auswahl geeigneter Äuslegim sorte zivuntersUitzen,
n ftithält die bei eßigte Anlage  eitere Informationen  um Ablauf des

KöbSültähOhsverfahrens sowie einige Hin eise zu konfereten- nf e 
erfüllt wer en sollten. Der genaue Termin bz . Zeit¬

raum für dle MFchführung der Öffentlichkeitsbeteiligung steht derzeit
noch nicht fest..,Nach d rzeitigem Plamuigsstand geh n wer von einem
Zeitraum in  en Monaten Öktöber und Uovembe  2Q15 aiis*

| Selbstverständli h wird das BMVI  arüber hhiguaneben  r Be« 
Stellung al et-äuszule end n BVWP-Untei a en;auCh die öhgäufeäfGiä-

* sehe  örbe eitiing'und'P'urchflthrung der  hj i h©HÄusle inrgUft
den A slegungsorlen begleitend unterstützen. Hie für beabsichtigen

ir, eine Agentur hnizuzi ehem

I 
' itlAkl* krii lAKl
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Bundesministerium
für Verkehr und
•¦digitale Infrastruktur

or dem Hintergrund meine  Ausführungen bitte ich Sie, die Auswaisl
geeigneter Auslegungsorte in Ihrem Bundesland zu Veranlassen und
e  BMV1 diese sowie  ie verantwortlichen Ansprechpartner spätes 

tens H$ zum 25. Juni 2015 pe  E-Mail  n bvwp2015@bmvi.hund.de
mitzuteilen. Für etwaige Rückfragen stellen  eihe Mita beite iniien
und Mitarbeite  unter der genannten E-Mail-Adresse a ch jederzeit
ge ne zur  erfügung.
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kwttt bsmfun fÄfT Ue



Anlage

Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVR

Kurzinformation

zum

Bundesverkehrswegeplan 2015

Saehstand  nd Ablauf  er Be örden- und Öffentlich eitsbeteiligung

Kernpu kte
• Die Projektbewertungen haben begonnen und dauern bis vsl, September 2015 -an  Im

Anschluss wird die Dringllchkeitseinstufung  er Proj kte vorgenom eti 
• Vsl/im Oktober 2015 wird ein Gesamtplanent urf m t Projektinfonnationssystem

veröffentlicht. Pie Länder  er en rechtzeitig  nformiert.
• 6 Wochen lang  önnen sich alle Interessie ten online o er schriftlic  zum Entwu f äuße  .

•  lle Stellungnahmen  erden einzel  aüsge e tet, aber nicht individuell beantwortet. P r
Umgang niit den Stellungnahmen  ird zusammenfassend dokumentiert.

• Im Fokus des Beteiligungsverfahrens stehen die Gesamtplanauswirkungen. Es ist nicht
Ziel, jedes Einzelvo haben im .Detail zu diskutieren. Dies i St Aufga e nachgeordnete 
Pl nungSverFahren (z.B. Planfeststellungsver ahren).

• Hinweise zu Inhalten vo  nachgeordneten PJanungsverfabren oder Stellüngnah e  ohne
sachbezogen n Inhalt werden nicht berücksichtigt.

• Das Konsultationsverfah en ist kein Absti murtgsverfahren. Es erfolgt daher kei erlei
ufreehni g z ischen„uiiterstützenden1!I und  ablehnen emi * * * 5 Stellungnahmen.

Meh facheinsen ungen weiden nu  einmal inhaltlich bertlcksichtigt.
• Der BV P muss auch physisch regional verteilt ausgelegt werden. BMVI bittet die

Län er um Bereifstellung vo  Räumlichkeiten in geeigneten Auslegüngsorten.
• Das BMVI bz . eine vom BMVI beauftragte Agentur  i d die  än er  ei de 

Vor e eitung und Durchführung  er physische  Auslegung begleite d unterstützen u d ein
möglichst einheitliches Ausleguhgsverfah en sicherstellen.

i

II. E läuterungen

a) Saehsta d des Bundesver ehrs egeplans 2015

De   un esver ehrswege la  (BVWP) 2015 legt u.a. die von der Bundesre ie ung avisierten

us- und Neubau rojekte für  ie nächsten 15 fahre fest, ln den Plan sollen alle Projekte

aufgenornmen werden, fü   ie ein Baubedarf besteht, um den zu ünftigen Verkeh  zu

be ä tigen. Dafür we den auf Basis der Verkehrsp o nose 2030 alle angemeldeten

P ojektideen nach eine  standardisierten Be ertu gsmethodi  u tersucht, Die Projektideen

sin  teilweise noch in eine  sehr frühen  lanungsstadium. Details der P ojektgestaltung (z.B.
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Linienführung, BetrolTe hdt  on Anwohnern) werden nicht im BVWP, sondern in

nachgelagerten PlanungssUde  festgelegi.

Der BVWP ist ein Programm der Bundesregierung und wird U  Kabinett beschlossen.

Anschließen   ir   er B VWP in Ausbaugesetze überführt, die vom Deutschen Bundestag

beschlossen  erden. Die Äusbaugesetze können aufgrund  er Parlamentsbefassung vom

BVWP abweiehen und stellen den verkehrlicHen Neu-/Aus aubeda f für  ie jeweiligen

Ve kehrsträger fest. Hir den BV P 2015  ird  rstmals vor Kabi ettbeschlüss eine

Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung zum Entw r  durchgeführt.

Insgesamt wu  en dem BMVI ca, 2.000 Projekti een zur Bewertung ijn BVWP angemeldet

(Bundesfernstraßen l .500, Bun esschietienwege 400, Bundes asserstraßen 46). Der

Anmeidezeit aum ist abgeschlossen. Die Meldungen erfolgten för die Bundeswasserstraßen

urch die Bundeslän er, Verbän e und die Wasser- u   Schifffahrtsverwaltung des Bun es,

Projekte für die Buhdesschiehenwege konnten dem BMVI durch Lä der, Öffentiichkeit un 
die DeutscHe Bahn AG vorgeschlagen  erden, Vorschläge für St aßenprojekte, bzw. in

einzelnen Fällen die Bereitstellung der notwendigen Bewertungsunterlagen, erfolgten

Die Projektideen werden momentan durch Gutachter im Auftrag des B VI bewertet,  afür

wer en  ie Proje te mit Hilfe von Nutzen-Kosten-Analysen, uiftwelt- und

na utschützfachiiehen, rau ordnerischen so ie städtebaulichen Beurteilun e  auf ihre
Not en igkeit unte sucht. Die Bewertu  en werden ysl. im Septe ber 2015 vorliegen.

Proje tbe ertungen

Pmglichkei äiriäufung    

Arbeitsentwurf

1. Referentenentwurf
(ergänzend; Projektinformationsw em)

Obefäffaitiing n eh
Öffentliohkeitsbetetligung

2, Referentenentwurf/Kabinertvo lage

Begleitender Austausch mit Vorhabenträgem
- («ertehrsttagerspezifech: OB Netz, WSV.

SlraBenbauveiwallungt

Übersen ung an Bundestag, Länder/Behörden und
Naehbarstaaten; Veröffentliehi/ng; Öffentliches
Konsuliationsverfahren
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Auf Basis der Bewertungsergebnisse werden die Projekte nach ihrer Dringlichkeit beurteilt.

Schon jetzt ist klar, dass nicht alle Projekte zeitnah finanziert wer ett könne . Deswegen ist

eine Priorisierung unerlässlich. Vor ringliche Projekte sollen bis 2030 umgesetzt oder

begonnen we den, weitere bau ürdige Projekte schließen sich an.

Die in den BVW  aufgenot   e en  rojekte und ihre Dringlichkeitseinstufung  erden in
einem Arbeitsentwurf zusam en efuhrt. Der  araus hervo  gehen e 1. Reterente entwurf ist

Gegenstand des Beteiligungsverfahrens mit Auslegung.

b) Hintergrun . Gegenst n  und Äbiauf d r Behörden- und ÖffentiichkeitsbeteüiRung

D r BVWP 2015 wird unter deutlicher A s  itung der Öffeiitlichkeitsbet iligung erarbeitet.
Erstmals kann sich die Öffentlichkeit vor dem Kabinettbeschluss scbriftlich zum Entwurf des

BV P äuße n. Dieses ICönsultationsverf brcn erfüllt die  eset lichen A forderunge  der

S trategischen Ü weltprütung (SÜP) nach den §§ 14 -j des Gesetzes über die
U  eltverträglichkeitsprüfurtg (UVPG). Die SÜP soll die vsl. eintretende 
Umweltauswit ungen bei vollständ ger Real sierung  es BVWP t a spaie tmach n und ihre

f ühzeitige Berüc sichtigung bei d r Gesamt lanaüfstellurtg rmöglichen.

Eine strategische Umweltprüfung ersetzt keine Um eltverträglichkeits  ü u g au  Ebene

eines Emzelvörtiabe s, wie sie beispi lsweise i  Pla feststellun sveifahren durehgeführi:

wird. Entsprechend'stehen bei  Beteiligungs vor fahren der SÜP gesamt lanbezo ene und

nicht einzel rojektbezogene Fragen im Vordergrund. Ziel ist es, sachbezogene Hin eise zum

Gesamtplan des B VWP un  i sbesonde e zu dess n Umweitauswirkutig n zu erhalten, Als

Gru dlage für dies s Beteiligungsverfahren stellt das BMVI  en Ent ur  des B WP und den

U w ltbe icht zum B ndesverkehrs e eplan (nac  § 14g UVPG) zur Verfügung,

Darübe  hi aus  ird ergänzend die Mö lichk it zur Einsicht i  projektspezifische Details  es

Planentwurfs au  Einzelp ojektebene gegeben, Dazu wir    s Projektinform tionss stern

(PRINS) mit Ergebniss n d r Binzeiprojektbewertung im Internet be eitgestellt, Fokus der
Strategische  Umwelt  üfung und der Beteiligungsverfahren bl ibt jedoch  ie
Gesa t lanebene. Es ist nicht Ziel, jedes Einzelvorhaben im Det il zu diskutie en. Dies ist

Aufgabe nachgeordneter Planungsverfahren (Z.B. Planfeststeilungsve fah en).

Einzelprojektbezogene Stellungnahm n si d  ur r levant, wen  sie Aus irku g n auf den

G samtplan haben. Di s ist beispie sweise der Fall, wenn sich Hinweise et-geben, die den

Bedarfö ach ets eines Projekts ernsthaft'in Z eifel ziehe  (z.B, Fehle  in der Be ertun ).

Das BM I  ir  nur Stellungnah en mit Sachärgumenten zu Entscheidungen des B WP

auswerten.  ei  werten e Meinungsäußerungen (..Das Projekt ist gut ) können nicht

berüc sichtigt we  en. Das Konsultationsverfahren ist kein Abst mmungsve fahren. Es
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k

er olgt (laher kei e Aufrechnung zwischen „unterstützenden  und,,ablehnenden 

Stellungnahmen, Mehrfacheinsendungen von inhaltsgleichen Stellungnahmen werden

Inhaltlich nur einmal berücksichtigt.

Ebenso müssen die Steilungnahmen ei en Bezug zu den Entscheidu gen des BVWP habe .

Gegenstand des B V P ist ausschließlich die Frage, ob für ein Projekt g un sätzlich ein
ve kehrlicher Bedarf besteht. E tsp ec end sind konkrete projektbezogene St llungnahmen zu

Betroffenheiten (z.B, individueller Lärmschutz, Auswirkungen auf geschüt te Arten) in

nachfolgenden Ve waltungsverfah en  ie Raumo dnungs-, Linienbe tim üngs- o er

PlanfesisteUurtgsve fahren einzub ingen. Dort erfolgt eine  eitere u d detaillierte

Betrachtung  es Einzelvorhabens und seiner Aus irku ge  auf regionaler bz , lokaler

Ebene.

Der Entwurf des BVWP mit dem Umweltbericht sowie das Beteiligungsver ahren  e de 

öffentlich bekannt gemacht, Mitglieder des Deutschen Bundestages und Län er  erden

rec tze tig informiert. Die Veröffentlic ung w rd vsi. im Oktober 2015 erfolgen. Es  önnen
sich al le Inte essierten in Deutschland am Konsultatio sverfahren beteiligen. Die

Stellunghah e  k n en schriftlich oder über das Internet i  einem For ul r wäh end einer
Dauer von 6 Wochen abge eben werden.

Das BMVI übe mittelt den Planentwurf so ie den Um eitbericht auch an die Umwelt- und

Vefkeh sministe ien un  Staatskanzieien  er Länder und holt deren Stellungnah en ein. Die

Frist zur Stellungnahme ist  eckungsgleich mit der Beteili ung der Öffentlichkeit.

Darüber hinaus ist i  Hinbiic  auf Projekte mit  renzübe sclvr itenden Umweltwirkungen

auch den Behörden und  e  Öffentlichkeit des je eiligen Naehbm taätes die Beteiligung  u
e    lichen. Auch hie  ist  i  F ist zur Stellun nahme deckungsgleich mit  er Beteiligung
der Öffentlichkeit i  Deutschla d. . •

Alle Einsender erhalten eine Ein angsbestätigung. Sichtung und Prüfung führe  externe
Gutachter sowie das B VI selbst  urch. Aufgrund  e  Vielzahl der zu er artenden

Stellung ahmen werden diese  icht einzeih beantwortet oder veröffentiieh , sonde   in einem

Be icht zum fConsültationsverfahren zusammenfassend behandelt. So ern aufg un  einer

Stellun nah e aus fachUqh-inhaitliehen oder rechtlichen Gründen geboten bz . sinnvoll,

wird das B Vr den BV P anpassen. Das Konsultationsve fahren endet  it der Vorla e  er

übe arbeiteten Fassung des B WP (2, Re erentenentwuvf), die Grundlage für d n

K.ab ettb schluss sein  i d.
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Anlage

c  Städte füf die physische Auslegung i.R.d. öffentlichkeitsbeteiliauna

Nach den Vorgaben des UVPG müssen der Entwurf des BVWP und der Umwcltbencht fUf

eine angemessene Frist so ausgelegt werde , dass eine wirksa e Beteili ung möglich ist.

Dies schließt neben  er  rgänz n en Ber i steilung der Unterlagen über das Inte  et auch

z in end eine physische Auslegung ein.

Die physisc e Auslegung soll i  insgesamt 20 Städten in Deutschland erfolgen, davon in

jedem Bundesland tmn estens ln d r je eili en Landeshau t tadt in einer geeign ten

Lan esbehörde so ie e  änzend zur Siche stellung einer v   ünftigen Abdeckung des

Bundesge iets in  inigen Pl chenländeni auch in  iner  eit ren ge igneten Stadt; Die Daue 

e   h sisqhen Äuslegüng  et ä t sechs Kalende wochen,

Die ' eab$ic g  a.2Ö äd[ );ft)'r'dfe p ysise    uslegung i,ft, , ÖFfentlich eitsbeteiligung
sind; •

- Lan es auptstädte: Berlin, Bremen, Dr sd n, Düsseldo   Erfurt, Fl mburg, Hannover,

Kiel, Magdebu g,  ainz, München, Potsdam, Saarbrückert, Sch e in, Stuttgart,

Wies aden.

- Vorschläge für e gänzend  Auslegungsstädt  zur Sicherstellung einer ve nünftigen

Abdeckung  es Bundes ebiets:

o 1 Sta t in Bade - Mtem  fg, z,B. Freiburg;

o I Stadt I  Ba e  , z.B. Regensburg;

o l Stadt tn H ssen, z.B. Kass l;

o 1 Stadt in No drhein-Westfalen, z.B. Münster.

) Anforderu gen a  die S andorte  ü  die  hysisch   uslegu g

Aus de  Dufchfta ergeben sich für die Aus ahl  er
konkreten  üsle ttngsstän örte ei i e praktische bzw.  omiale Anfo derungen, die auch I 

Hinblick auf die Sicherstellung eines einheitliehen Äuslegungsver ahrens unter W h ung
bestimmt r Mindcststandä cls  u bertieksichtigen sind.

I sbeso  ere bestehen die folgenden  nforderungen a  die Behörden b  , Räu lichkeiten,

in dene  die ph sisehe  uslegun  der BVWP-Unterlagen e folgen soll:

- Zugan  zur Behö  e bzw. zu den konkrete  Auslegungsräumen:

b Ein Zugang zu den kon rete  Auslegungsräumen sollte für die Dauer der

Öffentiichkeitsbeteiligung  indestens von Montag bis Freitag zu den normalen
Gesch fts eiten (9-17 Uhr) bestehen. Im Idealfall sollte der Zugang an

mindestens einem Wochent g auch länger (bis 19 Uhr) bestehen,

o Et aige e förde liqhe Zugangsko trollen sollten für Bürgeri nen u d Bürge 
mit ei e  vert etbaren Aufwand ve bunden sein.
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- Größe und Ausstattung der Auslegungsrä me;

o Die Auslegungsräume sollt n ausreichende Möglichkeiten zur Unterbringung

der BVWP-Unteriagen (ca. 10 Ordner, 3 Plakatwände) un  Platz für
min estens 6 Personen bieten. Auch die erforderliche Zahl an Tischen und ;

Stühleh sollte entsprechend bereitgeste lt werden,

o Es so lte mindestens ein Rechner bereitgestellt werden (jeweils inklusive
Internetzu an , Monitor, Maus und Tastatur), da neben den BVWP-Unterlagen

auch ein Zugriff auf alle detaillierten U te suchungsergebnisse zu den
einzelne  P ojekten über das im Inte  et durch BMVI veröffentlichte

Pröjektmfo  äiiönssystem (PRINS) ge äh leistet sein m ss,
ö Es sollte mindestens ein Telefon bereitgestellt  erden, von dem aus bei

etwaigen Fragen zur ÖffentHc keitsbeteiligung bzw. zum BVWP  ie hierfür
seitens B Vr.ftVr di  Dauer  er ÖiTe tlichkeitsb teUigung einge ic tete

Telefon-Hötline zu  BVWP angerufen we den kann,

Personalbedar :

o Während der Öffnungszeiten sollte eine Ansprechperson telefonisch ode 

pe sönlich für etwaige Nachfragen vor Ort verfügbar sein (z.Bi B dienung

Rechner, Weg zu den Toiletten etc. .

Ergänzen   ird das BMVI bzw. die vom BMVI beauftr gte Agentur an  en Auslegungsorten

die organi atorische Vorbereitung und Durchfüh ung d r  hysischen Auslegung im  ah en

der öffentiiehkeitsbeteiligung insbesond re wie folgt begleitend u terstütze :

- Vor Beginn de  Öffe tüchkeitsbeteftiguhg  erden alle physisch auszuiegendeu

BV P-ynte lagen (Entwürfe BVWP u    mweltbericht, pro Auslegungsort in

Sfacher Aust hrurig  Fo mular zur  bgabe eine  schriftlichen Stellungnah e) so ie
weite e erg nzen e  nteriagen (z.B, Übersichts läne bz . -karten inki. Stellwände,

Flyer  um B  P inki. Pros ektäufsteller) bereit  stelU.
- Die Gestaitung un  Ausstattung der Räumlichk iten an de  Auslegungso ten in i.

Auf- und Abbau  or O t wird durch die von BMVI be uft agte Ag ntur unterstützt.

- Für de  Fall von organisatorischen bzw. fachlich-inhaltlichen Rück  a en sowohl im

orfeld als auch während der Öffentlichkeitsbeteiligung werd n entsprechen e
Ansp ech ersonen benannt,  ie jederzeit konta tie.i t werden können.


